
Satzung der
MATERNUS'Kllßtlten^.'yensesellschaft

l. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§1 Firma, Sftz und Oauw

(1) Die Aktie.ngeseDsch^ft föha <jte Plrina MATERNV^Kiii'iikefl-ARtiens^ltscftaft.

(2) üie 'GöseKscliaft hat ihf&n Sitz in Berlin.

(3) Dfe Q@y@r des Untemehmeiis Ist nteht auf bestimmte Zeit beschränkt.

§ 2 Qegenstand des üRitemehmens

(1) Qegenstand des Unternehmens stncl der Eiwerb und das Unterhatert von B&tefliaun
an

a) Akut- und fteftä&tlitationsklNken,
b) Afteripft^eFrin'ehtüiljgen ün'Ül Ä1tehw6hrfh6ftoe]i öpwfe an.
c) Diensfle't9ttingsge?^ls.cfT@ft@n im SBztsTefl und karteativBn Bereich.

Die ©es8ll$chäft,kafiri den UnternBhmensgegefnstand auch söfbst v^fVi/irk lichen.

(2) Die OesNtsctiaiEt . ist. belygt, alte. •@©ge:hiätte vorzunebmen, <ilie geeignet $tad, den
Gesetlschaftszweck unmittelbar oder ftiittelbär zu fördern.

§ 3 Bekannimatshungen und Informatioiien

(1) Die BQkanntmachungen der OeseMscfasft erfo,lgen ausschließlich im Bunde&anzerger,
soweit das O'eeefe nlo'ht zwiti.geiid efeyas andieres b^stfamt.

(2} Dt@ GesellscJi^t kaßh Im Rühmen 4.̂ r gesetzfch^ Vorschriften Öen Inbabern
zMgeiiassw^r V^anpqpiera, ingt^g^efre den ft^^naren, mtt deren Zusflmmyng
Ittformationeii außh }m Wele der Ciat6RternQ^&rtm@üfi@ übem^ln.
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IL GRUNDKAPITAL UND AKTIEN

§ 4 Höhe und Eintftilung tl6$ Grüridkapitate

(1^ Das-GruFlclkaPita<-(;IPr Oese'lscliaft beträgt EURO 52.425.000,00; es ist einseteflt In
20.970.000 Stüäokäen. ' . -... - -.-„-^...

(3) Die Aktien lauten auf den Inhaber,

(3) Anstelle von AktienMrkunden über ?fn& Aktie kanri dt? eesei)?chaft Urkunden Qber
mehrere Aktien ̂ nlrineläktJen) ausgieten. Der Ahspruch aUf iinzetverbriefunQ der
Aktien tet a ysgeschiossen. - ' -. ---. -.. ^.-.<, _.

f4) Dre-/&ulkufld^1. ^ffid ,№lt«d?r. im wese der Wephanfeöh&n VeNetiältiQyng
he@^ellten urltersohrlft ^ Vor^tand^ In'vertretuns^bej-^chtigter r:öro3"un^<'d3

zu versehen und von 'einem ^Qmtollbeamten zu
unterzeJchnen.

(5) D^lst^ isterm.ächtigi- mit zustimmun9 des Aufsichtsrates das Grundkapital der Gesellschaft
bilzum„2. 4-Juni_2025 um. ins9esamt bis'zu 26.212.500:OoYu~rod'ur;ch''Jnl"ode'rmceTSel
lu.s9a,be voT„.neT-nem.betra?slosenLauf den ̂aber'IautenderIstückakti^'geg'Jn Baere3^
^^^^^'Tl^,̂!n.^ehI^S.Ka^^^)~H^
^Tte±h.£s. gT?liche. Bez^^^^^^
mittelbar gewährt werden gemäß § 186 Abs. 5 AktG.

^LV^?an.dJ.SLermächtigt-_jewe"s ,mit zustimm""9 des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der
Akfenäre auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts~istjedo^h'nu7m foteunad°ecn*"Faitet ?n

-zum Ausgleich von Spitzen betragen;

7,beLKap?lerhöhungen gegen sacheinlagen zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von

Vu.trSre,°edne±T;ehme"steile"^
xSt %^?oräe.rl!?Jsl-umden-1^ von im zeitpunkt der Ausnutzung des Genehmigten
iTit12020^um?ufendenwa^
^n..deLMatemu. s:Kliniken: Aktie"9esetlschaft oder ihren Konzemgesellscha^"'uberete
^Bgeber'e.n.oder künfti9,2u begehenden Wandel- und/oder'Optionsschuldvers'^reib'unge^'^i^
Bezugsrecht^auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen" nach" Ausüb^na der
^tnedheen^Ser optionsrechte bzw- nach Erfü"u"9 einer'Wandlungspfl^ht a^7kti(?nä^

^wenn-d'!.Kapitalerhöhung 9e9en Bareinla9en erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die das
wird, Insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10

sozeni^^m-zeitpunkt_deswirks^^^^
?er;-sofem_dieser Betrag niedriger ist-10 prozent des zum Zeitpunkt'de7'Aus'übun?'dTr
Bmächtigung bestehenden Grundkapitals nicht übersteigt und" der"'Ausga'bebetra'aa den
Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher Ausstattung zum'Zeitpunk't der endaaülti^

des Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet (§ 203 Abs.
" 

1 Satz 1' i*V,-m.~§"r86
Abs. 3 Satz 4 AktG). Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, di'ewährend der'LaSfze^
cf'eseLErmächti9ur19 bis zum zeitPunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer irmächtiflunaen^n

oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG'unter
Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind.
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°ne; ̂rs^lTälhugl-m!t zustimmung des Aufe^tsrates den weiteren Inhalt der Aktienrechte
uldJ^nS,Bed?-g^^^ Der AufeSMsrat"iast e7mäMchlteant.renan^
SleL^nu?u.ngJe^ Glne^^^^
des Genehmigten Kapitals 2020/1 die Fassung der Satzung JeweHsente"pre^endoanzuupa^seunsnuIzur

III. DER VORSTAND

§ 5 Zusammenisetzung, Vcsrtretung und Gieseftgtt^führung

(1) Der Vorfand t36steNauäsfnem Mi%fl9d oder m6hre%n Mttslieclwii. D^r .Aufsichtsrat
bestellt äie yorstanäsjnitglreder yn^ bestTOrnt ihre .Z^ht Er kann an Vorständ&mitglFöd
zum Vorsitzenden des Vorstands ernennen, wenn der Vorstand gus mehyeren P@rsonw
begföht.

(2) Die G.esellschaft wird . gesetzlich durch zwei yor^tandsmitgiieder oder durch ein
Vorstandsmitfliie. d In Gemernsch^t nnit ein.em Prokuyisten vertreiea. Hat dte G'egellsGhaft
als Vpl-Ständ eine Person, so vertritt dfese die Giesellschaft älle'in.

Der Au.feichtsraft kainfi alle oder eTtizetne Vü^taodswitgfiS^er nitt. o^ler ohne Bsfrelyng
von den Besöhränküngen des § 181 BGB •z. w Einzelvertretung 6rff(ä<;hti'äen.

(3) Die Verte.ll.yng ^wr Geschäfte .unter .d?n Mi^1te(i.e»:n de?: Vorstand? sowie die
EinzelbeJteCT 'Gier Besehfussfassung ^es- Vo'FstönGfs? ^g&ll der Aüfsichtsrat durch &ine
j^dferz^jt abänderbare Qeschaftsöränurig,

iV. DER AUFSICMTSRA

§ 6 Zu$amniensetsäüing und Wahl

(1) Der Ayfsfohtsrat besteht aus zw&lf Mitflliederri, und zwar aus sechs Mtt@tiedsrn, die von
der Hauptversammlung Qew^hli werden und sechs Mjtgtiedern, äerer WabJ sich naeh
d.em. M'tbestimmungsgesetz 1§7® r.lcfttet. Die von dipr. Hsuptversammlung zu wahfendien
MltgHe^rWerielefi fängste'ns. Tür dte Z^eit bis zuT Beendigung der Hauptversammlüffg
gewlihlt, :.d:le Qber .dte Entlastung iSr das vierte Gesch^Jähr n^ch deni Beginn d@'r
Amlgz^t. b^SRhlleBt. Hierbei wird da? G^chäftsjaftr, in ̂ m clje Amtszeit begjnlnt, nicht
mrtgereGhn6i

(2) A.u5spheyeo4e Ayf^phtisratsmltgileder sind erneut wihlbetr.
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(3) Jedes Mitglied äes AuNchfsrates kann sein. Amt du roh .?chftllQtie. |tkl&runs geaenüber
dem Vorsitzenden des Aüfelchtsrates oder dem Vwstend mit einer Frist von mindestens
Äm'Mömt 'äyöh ohne wichtigen Qrurtd ntederlsgeti. Mit Zusttmmun^ des
Vorsitzenden des Aüfslctitsrätes Rann vöri der Elnhälhjhg dTeser Fr'ist aN^seteri
wercisn,

§ 7 Der Vorsilzende des Auf$ichtsrate ürid $ein Stellyertfeter

(1) Der Aufsichtsrat wählt nach Mgß^bß 0^ § 27 Abs. 1 und 2 Mltb^im-müngsgesetz.
1976 aus seiner Mitte einen Vorältzeinderi und einen stellve'rttete.riden Vorsitzenden.

(2) Nach de'r Hauptversafflmlun^, dte lalle von der Häuptversämimiung zu be&timmertcfen
Aufs ctitsratemitglieäer gew^ll tiaf, findet eine .Ayfstehtsratssteung: statt, zu der es
keiner besonderen Einladung'beÜ$tM. In dteser Sitzung wätiR (ter ALifsichtsrat fQr die
Üaue.r seiner'Amtszeit unter 'Vorsitr des an 'Lebensjahreh ältesten AufsichtsratsmitQfSeds
der Ahteil^eign^r. aus seiner Mitte einen Vorsitzehdeii un'd einen Stellvertreter.

Scheidet deT VQrsi'tzende oder .der Steüyjaitreter v^r Atitof der Arat?z^lt aus dem Amt

aus, so hat d^r Au-fsichtsrat fyr die redliche Amtszeit -des Aüs.geschiedenöri elrte
Neuwahl voföunehmon.

Dte . erste . Wahl des Vorsitzenden des Auf&telrts'Tats nach . Geltung d6s
Mitt3e5timniungsrechts für die Cesellsehaft i5t u'nverzyglicd riäcti Bestrmmung der
Ärbetfnehmerveftreter fyr d@:n Aufstehtsrat dyrchzyföhren;.

(3) Der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzetiden hat die gesetzlichen und
satzungsgemäßen Rechte und Pflichten äes. Vorsitzenden wahrzunehfnen, w@:nn dieser
vsrhlndert ist

§ @ Satzüngsänderyns

(1) Dem Aufäichtsrat ist die Befugnis ejngeräyml, Änderungen und Ergänzungen der
Satzung zu beschließ'en.'die nur die Passijng betreffen.

g 9 EjnberyfMng, Beächlu$smhtgk?it und Beschlussfassung

(1) Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden einberufen, so oft das Gesetz oder die Geschäfte
es erfordern. Die Einberufung kann schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger
gebräuchlicher Kommunikationsmittel erfolgen. Der Vorsitzende kann diese Frist in dringenden
Fällen abkürzen und die Sitzung mündlich oder fernmündlich einberufen. Im Übrigen gelten
hinsichtlich der Einberufung des Aufsichtsrats die gesetzlichen Bestimmungen sowie die
Regelungen der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens sechs Mitglieder, darunter der Vorsitzende,
an der Beschlussfassung teilnimmt. Abwesende bzw. nicht telefonisch oder über elektronische
Kommunikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) teilnehmende oder zugeschaltete
Aufsichtsratsmitglieder, die nach Maßgabe von § 9 Abs. 5 bzw. § 9 Abs. 7 ihre Stimme abgeben,
sowie Mitglieder, die sich bei der Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen in diesem
Sinne an der Beschlussfassung teil.

!{3) Zur Beratung über ejnz^ne <§@genstän(te der Verhandlung können SachverständigB
und Aüskunftspersonen zygjeä0:g6ti werden.

(4) Die Beschlüsse werden mlt_einfeoher Stimmm&hr. h.elt gefasst. im Falle der
Stimmglelchheit entscheidet die Stimrri6.. de5;V,o;rsltzenden.



(5) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Mit Zustimmung der
Mehrheit der Mitglieder des Aufsichtsrats können Sitzungen auch in Form einer Telefonkonferenz
oder mittels sonstiger elektronischer Kommunikationsmittel (insbesondere Videokonferenz)
abgehalten und einzelne Aufsichtsratsmitglieder telefonisch oder mittels elektronischer
Kommunikationsmittel (insbesondere Videoübertragung) zugeschaltet werden; in diesen Fällen
kann die Beschlussfassung im Wege der Telefonkonferenz oder mittels sonstiger elektronischer
Kommunikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) erfolgen. Abwesende bzw. nicht an der
Konferenzschaltung teilnehmende oder zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder können auch
dadurch an der Beschlussfassung des Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie schriftliche
Stimmabgaben durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. Darüber hinaus
können sie ihre Stimme auch im Vorfeld der Sitzung oder während der Sitzung auch mündlich,
fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel
abgeben.

(6) Eine Beschlussfassung über Gegenstände der Tagesordnung, die nicht in der Einladung enthalten
waren und auch nicht bis zum dritten Tag vor der Sitzung mitgeteilt worden sind, ist nur zulässig,
wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem solchen Fall
Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu bestimmenden
angemessenen Frist schriftlich, mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels
sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre
Stimme abzugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn kein abwesendes
Aufsichtsratsmitglied innerhalb der Frist widersprochen hat. Telefonisch oder mittels elektronischer
Kommunikationsmittel zugeschaltete Mitglieder des Aufsichtsrats gelten als anwesend.

(7) Beschlussfassungen können auch außerhalb von Sitzungen (im Sinne von § 9 Abs. 5) schriftlich,
per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger vergleichbarer Kommunikationsmittel sowie in
Kombination der vorgenannten Formen erfolgen, wenn sich die Mehrheit der
Aufsichtsratsmitglieder an der Beschlussfassung beteiligt. Mitglieder, die sich bei der
Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen in diesem Sinne an der Beschlussfassung teil.

(8) Ober die Sitzung^ des AüfstoNsrats Ist eine Wedersctirfft areyfertiQ^n, (Jie der
Vorsitzende zu unterze. ichnen h'st. In (ler Ntedersctirlft sind Qn undTaB <ier Sitzungi (lie

Teilnehmer, die Oegenst^nde der Tagesordnung, der wesfentliehe trihaft der
Vertendlunaen und die BeScshlGssie iJ.es Auf^chtsrats duroh den Vorabenden
anisugeüen.

(9) WillenserkJ^ryrigen des Aufs^htsrats werben .flamens ties. AufslchtsTats ciurch äen
Vorsitzenden abgegeben.



§ 10 Verflütung

(1) Die Mitgtteder des Aufsichtsrats erhalten eine feste Vergütunp, dfe Jährlich 5. 00.0,00 € für
jedes Mitglied, Tür den stellvenretend^fi VorsHziehde.n das Eihelnhalbfache und fi3f äen
Vprsltzeriden das Doppelte tjeis vorgenannten Bötrafies aysmaeht

(2) Daneben werden die notwentligen Auflagen, die mit der Aufstehtsratstatigkeit
zusammenhangen, sowie die auf die VergutühQ (ier Aufeiehtsratsmitgtteder entfajlinde
Umsateisteuer erstattet,

IV. DIE HÄUPTVERSAIWMLUNG

§ n Aufjgaben

(1) Die ordentllehe l-layptyei-samwlunfl wird Innerh^ft? cler ersten ac^ Monate erne?
GeschäftsJahTes abgehaten. Sie beschließt tnsbfljs&ndere über dte Verwendung des
BitanzgeWjrins, über dte Wähl des AfcischlUBisprQfefs, ober ai® EmiaSlung des Vorsteinds
und des Aufeichtisrats, Ober die Watii von Autelph^^t^ und in ^len vpm ©esetz
vorgesehenen FjSlten ©feer äte Fssisteflung des Jahresabschlusses uod äte Biiligung des
Konzernabschlüssös sowie auf ÄTiträg ̂ es Vorständä der Gesellschaft Quer bösondefe
AriäeJ^whelten.

§ 12 Eiriberyfyng und Ort

(1) Die Haup^ejfsammlung findet am Sftz der ©eseteehaft od&r einer yoi-i ihr im Sfnne von
§ 17 Absatz 1 AktG abh&ngjgen ©^sstecnaft oder ^ Ste •ei. fter ci6u^chein Bßr«e stett.
Sie wird, vorbshaJtltph der fie$6felich?o Einfe»efLAingsf6?hfe äes Auf^tcMstäls und von
Akttanären, durch den Vorstand einberufen.

(2) pte Einberufung mus? mindestens 39 Tage vor dem Teg, bis zu eisten Atalauf sieh dJs
Al&tioflSire vor ^r Versgmmfy. flg anzümelcl^n hgtwn (^13 Abs. 1), bekannt gemacht
werden.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung
zuzulassen. Die näheren Einzelheiten regelt der Vorstand.

(4) Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter die Teilnahme
an der Hauptversammlung im Wege der Ton- und Bildübertragung in den Fällen
ausnahmsweise gestattet, in denen sie dienstlich bedingt verhindert sind oder mit erheblichem
Zeit- oder Kostenaufwand verbundene Reisen zum Ort der Hauptversammlung in Kauf
nehmen müssten.



§ m ftnr^tftOM^iK Nüpt^npeninäuns, ISIac^wäs

(1) Züf TeihlaJirnejin äer M^^ a?f •A^@^u^ <ii?s mtero»Ght6 ^ad n@r
GK^onl^n l^ti$n^e^3f||^ (^ i^^.&^ Aeiötitf ä^ ̂csfa|tefi Tfl^iör &
H^i^ieiRTOilüQ^j&gi' ̂ ^^£ä^^^^^']n^Wißf^i^ie^^^
St^:aflTOi^^ündJferen.Af!äferib6i8fe8acäsffite^fc ^ ..,.,.-,„,

(2) Für den Nachweis des Aktienbesitzes ist ein Nachweis in Textform durch den Letztintermediär
gemäß § 67c Abs. 3 AktG ausreichend. Der Nachweis des Aktienbesitzes muss sich auf den
gesetzlich bestimmten Zeitpunkt beziehen. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der
Richtigkeit oder Echtheit des Nachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen.
Wird dieser Nachweis nicht oder nicht in gehöriger Form erbracht, kann die Gesellschaft den
Aktionär zurückweisen.

114 Sfiirsnw^ht öftd t^itjEi^
)

^ to^ äe<S)^xta@StiB-i.m?.

^ B^^^^^^^ä^^^e^n,'^^^
^Jj>^^> ^/^gt^^i^^№;^.̂ ^ ^nron' ^r»ä,"^y%'

wltiä ̂ e \^p^eT^WTf\)ufiQ yß^e^ew se^^
ödSf teiriini- Dri^n j^^m, äa^Na?. l^r^tn^
<^. ünfettolei^t @

Vß» äeä ämMe^^Äö M^iiederfl: ifös •Äüfäichtsraf^ mft

?, ^enn ̂r.yerhjn^tt N,
eiä^äsr ̂ ft^jsetgdßr

^ äes^??ieit^ates.
r3ä6f^

r; StfiftmönmEihrBgä

;(4) Qef :^>sss(3mmN§js. te^F iä^mort äfe Foim und dte ?№6itiE№^ Einzeltisä^ ̂ ef

(5)

(7)

i^r Wrs^mralimgBieiteT JteaH"^<8^ 've® ab ^^ät^w^ itor Ta@s»®friiiong:
abWBtehenäe. R^hen^^.dBr^B^NllujTias^^ " " -"" ''

tiNI©%f ^^^^rrtVifi^®|%F, (apt^ ilgß y:^®%" yN!; ¥^E^«d№ dfei Afetten^rg
äis^ö^se» ̂ l[^t$t»Rßn^' Sf. Ist ^ft^eswiei®" ' 'fe^b^ m - iB^nn'
Hay|tw3reamifltt, iijn§g p^r vyiätiiand fti^Verlaullt ^inni5.?|t|tHcii a]R8erfiiE»s^hi8ri raahmön
Ste-dsn. ^aflz?Ein Nw.(pfvßfs@ffloilung^@r{gai^r ̂ m^ 'NgpÄnungspynkte-t?^-^
einzfiine Fieäfl^ zu seföew " - -,.

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne
Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder
einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben
können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zu Umfang und
Verfahren der Teilnahme und RechtsausQbung nach Satz 1 zu treffen.



VI. JAHRESABSPHLUSS UND GEWINN VERWENDUNQ

§ 15 Geschäftsjahr

(1) Das Gesch^ftsjghr der Qe^ells^aft Ist ̂ a$ KaJenderjahr-

§ IS Aufstellung des Jehr^$9l?$<?hly$ses

(1) In den ersten (Jml Möngten @in% jeden Oe^&ftsj^hres hat tier Vorstand fOr das
vergangene Gieiseh-Sftsjähr den Jähresabschlufes Und den Lageberitert sowie innerhalb
von fünf Mpnsten den Konzemabschlu?s und den Könzernlageberlcht aufzustellen und
dem Aufsfehtsrat sowie dem Afcisch!us^>r0fef' unvetöyatfoh rtäeh der Aufteilung
vorzulegen, 'Zügietch hat der Vor^apcf cl@fft Aüf?tcli^rat cf@n \fomehfag vcirzu. leöen, den
er der Hgyptv^Fsammlung TQr die Verwend.yne des, BUan?$el w]nns machen wW.

(2) Späte^ens innerhato der ^irsten aeht Monate de? neuen GeSRhäf^Jahnes sind def
Jahresabsöhlu^, LageberiqN und zusäteliche Erlau^ru.ßßen, äe'r Konz^fiabsehluss,
Konzernjageberlcfit, sowie der Bericht, äes. Äufs!chtsrsrt@ yniäl iele:r Verschlgg fßr dte
Verwehdurig des &ilänzjgewihns dsr Haü^tyetisafnmlyng vörzulegön.

§ 17 ©ewinntfeiwendung

Der sich aus der Jahresbilanz ergebene Bilan%ewinn wird an ^e. /Üdionlr? im Verhältnis
der Anzahl der von ihnen gehattehen ARt'ten zu der Qesanafzahl der außgeQebenen Aktien
ausgeschüttet, spweit.dife Hau^tversafnmlung keine ändere VeMöndyng biäsäili^ßt.



Bescheinigung gemäß §181 Abs. 1 AktG

Ich bescheinige hiermit, dass die geänderten Bestimmungen der Satzung der

MATERNUS-Kliniken-Aktiengesellschaft mit Sitz in Berlin mit dem Protokoll der

Hauptversammlung über die Satzungsänderung vom 24. Juni 2021 (meine UR-

Nr. S 247/2021) und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt dem

Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstim-

men.

Berlin, den 25. Juni 2021

gez. Dr. hlans M. Seiler

Notar

L. S.



Hiermit beglaubige ich die Übereinsmmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschri) mit
dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschri).

 

 

Berlin, 06.07.2021

 

Dr. Hans-Michael Seiler, Notar

 

 

 

 
 


